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Die groteske politische Debatte um eine 
Anzeigepflicht für nationale Steuer-
gestaltungen nimmt kein Ende. Mitt-
lerweile versuche die Politik zum dritten 
Mal innerhalb von 5 Jahren den Kanzlei-
en dieses höchst zweifelhafte Instrument 
unterzuschieben. Und das, obgleich die 
Bundesregierung erst im Sommer dieses 
Jahres erneut eine Wachstumsinitiative – 
mit dem Versprechen zum Bürokratieab- 
bau – angestoßen habe, so Lüth. Er for-
derte deshalb erneut, die nationale An-
zeigepflicht aus den Gesetzesplänen zu 
streichen.

Auch angesichts der viel zu kurzen Stel-
lungnahmefristen für Verbände bei Refe-

DStV-Präsident StB Torsten Lüth 
appellierte in seiner Eröffnungs-
rede beim 47. Deutschen Steuer- 
beratertag gegen eine Anzeige- 
pflicht für nationale Steuerge-
staltungen, zu kurze Stellung-
nahmefristen für Verbände und 
überbordende Bürokratie in den 
Kanzleien.

rentenentwürfen fand der DStV-Präsident 
anschauliche Worte: "Ein Gesetzentwurf 
ist kein Harry-Potter-Roman, den wir le-
sen, ohne einmal aufzuschauen. Und 
zaubern können wir leider auch noch 
nicht.“ Bereits seit längerem sei eine 
fundierte Mitwirkung der Praxis in Ge-
setzgebungsverfahren oft unmöglich.

Ein Highlight des Eröffnungsvormittags 
war das Interview mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen Christian Lindner. 
Dieser versprach, alles zu tun, um die Bü-
rokratie für alle Beteiligten zu reduzieren, 
damit sich der Berufsstand wieder auf 
die Beratung von Menschen und Unter-
nehmen konzentrieren könne. Neben der 
Belastungssituation in kleinen und mitt-
leren Kanzleien waren u.a. auch weitere 
Fristverlängerungen für Steuererklärungen 
sowie das Schicksal des Steuerfortent-
wicklungsgesetzes Gesprächsthema.

Den Blick nach Europa gerichtet, for-
derte Lüth in seiner Rede schließlich 
deutlich mehr Planungs- und Rechts-
sicherheit. Hierfür könne das deutsche 
Berufsrecht als Vorbild für die EU fun-
gieren: "Unsere berufsrechtlichen Be-
stimmungen, unsere Selbstverwaltung 
und unser Berufsethos sollten Muster 
und Lösungsansatz für mehr verantwor-
tungsvolles Handeln im europäischen 
Steuerrecht sein."

Neben dem vielfältigen Fachprogramm 
erwartete das Publikum wie stets eine ab-
wechslungsreiche Fachausstellung und 
ein ausgezeichnetes Rahmenprogramm. 
Der Deutsche Steuerberatertag 2025 
findet vom 19.-21.10.2025 in Den Haag 
statt.

DStV-Präsident 
Lüth appelliert: 
Keine Anzeigepflicht 
für nationale  
Steuergestaltungen!

DStV-Präsident StB Torsten Lüth  
bei Eröffnungsrede

Talk mit Bundesminister 
MdB Christian Lindner 
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Bevor es zum Showdown im Finanz-
ausschuss kam, tauschte sich DStV-Prä-
sident StB Torsten Lüth intensiv mit MdB 
StBin Antje Tillmann, finanzpolitische 
Sprecherin CDU/CSU, aus. Dabei ging 
es vornehmlich um Erleichterungen 
für die kleinen und mittleren Kanzleien 
und deren Mandanten – wie den Ver-
zicht auf die Meldepflicht für innerstaat-
liche Steuergestaltungen, einer Stärkung 
der Abschreibungen von geringwertigen 
Wirtschaftsgütern oder im Wege des 
Sammelpostens und einer praxisnäheren 
Ausgestaltung der E-Rechnung. 

Mit Verve gegen die Anzeige-
pflicht für nationale Steuerge-
staltungen

Ein Dorn im Auge des Berufsstands: der 
erneute Versuch der Bundesregierung, 
die rein nationale Meldepflicht einzu-
führen. Als Sachverständiger in der An-
hörung des Finanzausschusses zum 
SteFeG drängte der DStV nachdrücklich 
auf den Verzicht. RAin/StBin Sylvia Mein 
(DStV-Geschäftsführerin) bezeichnete 
den wiederholten Vorstoß im Hearing 
als großen Humbug (vgl. Informa-
tion des Deutschen Bundestags 
zum Hearing vom 07.10.2024). Sie 
verwies dabei auch auf die vielen ge-
wichtigen Stimmen gegen die Anzeige-
pflicht, die seit dem Einführungsversuch 
durch das Wachstumschancengesetz 
erstarkten. So etwa der Wirtschaftsaus-
schuss des Bundesrats, die vom BMF 
eingesetzte, unabhängige Expertenkom-
mission „Vereinfachte Unternehmen-
steuer“ oder die Einschätzung von Prof. 
Dr. Christine Osterloh-Konrad (Eberhard 
Karls Universität Tübingen) bei der An-
hörung des Bundestags zum Wachs-
tumschancengesetz (vgl. DStV-Stel-
lungnahme S 13/24 zum SteFeG, 

Heiße Phase im steuerpolitischen Herbst: 
DStV hochtourig und erfolgreich dabei

Die Fraktionen im Finanzausschuss des Deutschen Bundestags haben 
seit September um die Regierungsentwürfe des Jahressteuergesetzes 
2024 (JStG 2024) und des Steuerfortentwicklungsgesetzes (SteFeG)  
gerungen. Am 16.10. schloss das Gremium immerhin das Verfahren zum 
JStG 2024 ab. Mit unzähligen Änderungen reicherten die Ampel-Partner 
das Vorhaben an. Der DStV konnte mit seinen Anregungen teils punkten. 

Stellungnahme von Prof. Oster-
loh-Konrad vom 06.11.2023). 

Kurz vor der Anhörung wandte sich zu-
dem eine starke Allianz von Wirtschafts- 
und Berufsorganisationen – darunter der 
DStV – an Bundestag und Bundesrat mit 
einem deutlichen Statement gegen die 
Anzeigepflicht. 

Die harsche Kritik dürfte allerdings ver-
hallen. Der Bundestag dürfte dem 
Bundesrat das SteFeG mit dem Instru-
ment zur Abstimmung vorlegen. Zum 
Zeitpunkt des Redaktionsschlusses war 
offen, wie es mit dem SteFeG weiter-
geht. Die Ampel-Fraktionen hatten den 
Abschluss im Parlament vertagt. 

JStG 2024 auf der Zielgeraden

Der Gesetzentwurf zum JStG 2024 
bahnte sich hingegen weiter seinen 
Weg durch das Parlament. Nach intensi-
vem Ringen passierte er den Finanzaus-
schuss des Deutschen Bundestags mit 
unzähligen Neuerungen (vgl. Beschluss-
empfehlungen des Finanzausschusses, 
BT-Drs. 20/13419). Darunter: High-
lights, die der DStV in seiner Stellung-
nahme S 14/24 zum Regierungsent- 
wurf und der Stellungnahme des Bun-
desrats anregte. Die Neuerungen ent-
halten aber auch arg bittere Pillen. Hier 
ein kleiner Auszug der Anpassungen:

Änderungen bei der Besteuerung von 
Kleinunternehmern (§ 19 UStG) - 
u.a. (wie vom DStV angeregt) ein 
Verzicht auf die Pflicht zur Ausstel-
lung von E-Rechnungen (vgl. DStV-
Info vom 17.09.2024),

bei den Steuervergünstigungen für 
Personengesellschaften in der Grund- 
erwerbsteuer: (wie vom DStV ange-
regt) Klarstellung, dass mit Auslaufen 
der Regelung zum Status Quo-Erhalt 
kein Verstoß gegen die Nachbehal-
tensfristen eintritt (vgl. DStV-Stel-
lungnahme S 14/24),

Erweiterung des Umfangs der zu 
übersendenden Daten bei der E- 
Bilanz (sehr kritisch dazu: DStV-
Stellungnahme S 14/24),

Grundsteuer: Nachweismöglichkeit 
des niedrigeren gemeinen Werts,

im Vergleich zum Regierungsentwurf 
weitreichende Änderungen bei der 
Umsatzsteuerbefreiung für Bildungs-
leistungen, usw.

Mit vielen Aspekten gingen die Ampel-
Partner auf die Forderungen des Bun-
desrats ein. Der Gesetzentwurf verließ 
am 18.10.2024 den Deutschen Bun-
destag. Am 22.11.2024 wird der Bun-
desrat über das Vorhaben befinden.

    

    

    

 
 
 

 Statement 

Keine Meldepflicht für innerstaatliche Steuergestaltungen einführen 

 

Die unterzeichnenden Organisationen wenden sich mit einer dringenden Bitte an die Mitglieder 
von Bundesrat und Bundestag: Verzichten Sie auf die Einführung einer Meldepflicht für inner-
staatliche Steuergestaltungen. Die Einführung einer derartigen Meldepflicht würde den regel-
mäßig von Seiten der Politik zugesagten Abbau von bürokratischen Belastungen bei den Un-
ternehmen konterkarieren. 

Neben der hohen Abgabenlast gehört die enorme steuerliche Bürokratie in Deutschland zu 
den wesentlichen Standortnachteilen im internationalen Wettbewerb. Betroffen sind neben den 
Unternehmen ebenso deren Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte.  

Die Bürokratielasten sind in den letzten Jahren stetig gestiegen. Beispiele aus der jüngsten 
Vergangenheit sind die Einführung einer globalen Mindestbesteuerung, das Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz, die Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD), die grenz-
überschreitende Meldepflicht für Steuergestaltungen (DAC 6) sowie die drastische Ausweitung 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung (CSRD). Melde- und Berichtspflichten sowie Dokumenta-
tionspflichten sollten daher durchgängig abgebaut werden, statt neue Bürokratie zu schaffen. 
Zusätzliche Belastungen sind insbesondere angesichts der extrem angespannten wirtschaftli-
chen Lage unzumutbar. 

Bereits die Meldepflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen hat nur einen geringen 
Erkenntnisgewinn gebracht (vgl. Antwort der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage, 
BT-Drs. 20/6734 vom 08.05.2023). Die Finanzverwaltung hat schon jetzt mehr Informationen, 
als sie verarbeiten kann. 

Wir fordern daher, die aktuell im Entwurf des Steuerfortentwicklungsgesetzes erneut aufge-
griffenen Regelungen zur Einführung einer Meldepflicht für innerstaatliche Steuergestaltungen 
zu streichen. Bereits im Rahmen des Wachstumschancengesetzes haben die Länder deren 
Einführung nicht unterstützt. Die Bundesregierung sollte dieses Votum der Länderkammer 
ernst nehmen. 

In ihrem Abschlussbericht vertritt auch die Expertenkommission „Vereinfachte Unternehmens-
steuer“ die Auffassung, innerstaatlich bestünde kein Informationsdefizit wie im grenzüber-
schreitenden Bereich. Zudem bestehe keine vergleichbare Gefahr, dass bei innerstaatlichen 

StB Torsten Lüth (DStV-Präsident), 
MdB StBin Antje Tillmann 
(finanzpolitische Sprecherin CDU/CSU)

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07_finanzen/Anhoerungen/1021398-1021398
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07_finanzen/Anhoerungen/1021398-1021398
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a07_finanzen/Anhoerungen/1021398-1021398
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-13-24-zum-regierungsentwurf-eines-steuerfortentwicklungsgesetzes-stefeg
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-13-24-zum-regierungsentwurf-eines-steuerfortentwicklungsgesetzes-stefeg
https://www.bundestag.de/resource/blob/975234/bbd70fad744daa81d5ad3464f93d7753/09-Osterloh.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975234/bbd70fad744daa81d5ad3464f93d7753/09-Osterloh.pdf
https://www.dstv.de/download/statement-keine-meldepflicht-innerstaatliche-steuergestaltungen
https://dserver.bundestag.de/btd/20/134/2013419.pdf
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-081-24-me-start-in-den-steuerpolitischen-herbst-dstv-praesident-im-gespraech-mit-mdb-herbrand
https://www.dstv.de/themen/steuerrecht/tb-081-24-me-start-in-den-steuerpolitischen-herbst-dstv-praesident-im-gespraech-mit-mdb-herbrand
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/stellungnahmen-pool/dstv-stellungnahme-s-14-24-zum-regierungsentwurf-eines-jahressteuergesetzes-2024-jstg-2024
https://www.dstv.de/download/statement-keine-meldepflicht-innerstaatliche-steuergestaltungen
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Die Europawahl im Juni bestimmte 
nicht allein die Zusammensetzung des 
EU-Parlaments. Sie läutete zugleich die 
neue Wahlperiode ein. Damit einherge-
hend erscheinen auch neue politische 
Strategien und gesetzliche Vorhaben auf 
der europäischen Bildfläche. 

Die ETAF (European Tax Adviser Federa-
tion), der europäische Dachverband des 
DStV, nutzte die Gelegenheit, um sich 
und ihre Positionen in der EU-Gesetz-
gebung zu präsentieren. Aus diesem 
Grund hatte die ETAF zum Empfang in 
der Rue Montoyer 25 inmitten des Eu-

ropaviertels geladen. Für den DStV, der 
sein Brüsseler Verbindungsbüro im sel-
ben Gebäude hat, quasi ein Heimspiel. 
Als Gäste konnte ETAF-Präsident Phi-
lippe Arraou Europaabgeordnete und 
Mitarbeiter des EU-Parlaments sowie 
Vertreter der ungarischen EU-Ratsprä-

Empfang der ETAF: Auftakt zur neuen 
EU-Wahlperiode

Die ETAF lud zum binnenmarkt- 
und steuerpolitischen Aufgalopp 
in Brüssel. Der Empfang diente 
zur Präsentation der ETAF-Po-
sitionen und zum Austausch der 
Gäste mit den Vertretern der 
Mitgliedsverbände.

sidentschaft begrüßen. Neben der Vor-
stellung der ETAF und ihrer Positionen 
stand der rege Austausch der Mitglieds-
verbände der ETAF mit wichtigen Brüs-
seler Stakeholdern aus den Bereichen 
EU-Binnenmarkt und Steuern im Vor-
dergrund der Veranstaltung. 
 

Die Offensive Mittelstand (OM) ist eine 
Initiative, bei der unabhängige Part-
ner ehrenamtlich zusammenarbeiten, 
um KMU zu unterstützen. Das Prinzip 
basiert auf “Hilfe zur Selbsthilfe” und 
starken Partnerschaften. Die OM bietet 
KMU dazu insbesondere Arbeitshilfen 
und Praxischecks an, um die vielfälti-
gen Herausforderungen als Chancen 

und Wettbewerbsvorteile zu nutzen. Die 
Ausarbeitungen der OM-Partner werden 
auf der OM-Homepage veröffentlicht, 
wie zum Beispiel der One-Pager zum 
Thema E-Rechnung. An dessen Erstel-
lung war der DStV maßgeblich beteiligt.
Die Arbeitskreismitglieder tauschten 
sich zudem über die Entwicklungen der 
angebotenen Seminare in der Post-Co-
rona-Zeit aus. Besonders positiv stach 

Die Offensive Mittelstand 
zu Gast beim Arbeitskreis BWL

Die Unterstützung von kleinen 
und mittleren Unternehmen 
(KMU) steht seit Jahren im Fokus 
des DStV-Arbeitskreises BWL. 
Gerade Hilfen für den Berufs-
stand sind vor dem Hintergrund 
des Lieferkettensorgfaltspflich-
tengesetzes und der E-Rechnung 
von großer Relevanz. Der Vorsit- 
zende des Arbeitskreises, StB/WP 
Uwe Stengert, begrüßte zu die-
sen Themen die Vertreter der Of-
fensive Mittelstand. 

bisher die Musterpräsentation „Revolu-
tion in der Steuerberatung - Wie KI die 
Zukunft der Steuerberatung neu defi-
niert“ mit seinen Teilnehmerzahlen her-
vor. Die Angehörigen des Arbeitskreises 
werden die gewonnenen Erkenntnisse 
und die sich daraus ergebenden Chan-
cen in ihre Mitgliedsverbände tragen.

ETAF-Vorstand StB/WP Prof. Dr. Michael Korth (vorne 2. v.l.) im Gespräch mit 

Ing. Mag. Thomas Kölblinger (vorne 1. v.l.) und Mag. Franz Schmalzl (vorne 4. v.l.) von 

der österreichischen Kammer der StB und WP sowie ETAF-Vorstand StB Volker Kaiser, 

BStBK (vorne 3. v.l.)

Der Arbeitskreis BWL des DStV begrüßt die Kollegen der Offensive Mittelstand

https://www.dstv.de/themen/europa/etaf-veroeffentlicht-manifest-zur-europawahl-2024
https://www.offensive-mittelstand.de/
https://www.offensive-mittelstand.de/om-tools/one-pager/one-pager-e-rechnung
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Zu seiner regelmäßigen Herbstsit-
zung kam das Verbändeforum IT 
des DStV in diesem Jahr auf Ein-
ladung des Steuerberaterver-
bands Sachsen e. V. in Dresden 
zusammen. Den Schwerpunkt der 
Beratungen bildeten aktuelle Fra-
gestellungen rund um die Cyber-
sicherheit in den Kanzleien sowie 
die Chancen und Herausforderun-
gen der Digitalisierung für den Be-
rufsstand.

Cybersicherheit im Fokus: 
Verbändeforum IT tagte in Dresden

Das Verbändeforum IT diskutierte unter 
anderem die Frage, wie sich vor allem 
kleine und mittelständische Kanzleien 
wirksam vor schädlichen Datenzugriffen 
und kriminellen Cyberattacken schützen 
können. Hier müsse der Fokus auf ei-
nem wirksamen IT-Notfallmanagement 
liegen, um Unterbrechungen und Da-
tenverluste möglichst zu vermeiden. Als 
Gast war hierzu Sören Brokamp, Leiter 
Produktmanagement im Bereich Cyber 
der HDI Versicherung AG, eingeladen. 

Hinweis auf die Rubrik „Bericht aus Brüssel“:

In der Ausgabe 11/2024 des DStV-Organs „Die Steuerberatung“ 
erfahren Sie mehr über die Kommission von der Leyen II und einen 
maßgeblichen künftigen Ansprechpartner – wie stets in unserer Rubrik 
„Bericht aus Brüssel“.

Ebenfalls auf der Agenda standen Um-
setzungsfragen bei der elektronischen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU),
beim digitalen Gewerbesteuerbescheid 
und ihre Auswirkungen auf die Arbeit in 
den Kanzleien. 

Zur Arbeit des Verbändeforums IT  
gehört die regelmäßige Bereitstellung 
von monatlichen Informationen zu 
verschiedenen Digitalisierungsthemen 

sowie weiterer Hilfestellungen für den 
Berufsstand. Aktualisiert wurde etwa ein 
Excel-Tool, mit dem sich die Urlaubs-
planung sowie Abwesenheitstage der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den Kanzleien für das kommende Jahr 
übersichtlich managen lassen. Das Tool  
ist für alle Mitglieder der regionalen  
Steuerberaterverbände abrufbar unter 
www.stbdirekt.de.
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